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In dieser Ausgabe: 

Sehr geehrte Damen und 
Herren, 
 
erfreuliche Nachrichten 
kommen vom Bundesfinanz-
hof. Danach sind nachge-
zahlte Überstundenvergütun-
gen, die für einen Zeitraum 
von mehr als zwölf Monaten 
veranlagungszeitraumüber-
greifend geleistet werden, 
mit einem ermäßigten Steu-
ersatz zu besteuern. 
Darüber hinaus ist in diesem 
Monat auf folgende Aspekte 
hinzuweisen:  
§ Unter gewissen Voraus-

setzungen kann Betriebs-
vermögen bei der Erb-
schaft- bzw. Schenkung-
steuer steuerbegünstigt 
übertragen werden. In 
der Folge müssen dann 
bestimmte Lohnsummen 
erhalten bleiben. Die 
obersten Finanzbehörden 
der Länder haben sich 
nun auf Billigkeitsmaß-
nahmen verständigt, so-
fern die Mindestlohnsum-
m e  aus s c h l i e ß l i c h 
coronabedingt unter-

schritten wurde. 
§ Erhält eine Kapitalgesell-

schaft Gewinnausschüt-
tungen einer anderen 
Kapitalgesellschaft, unter-
liegen diese grundsätz-
lich nicht der Körper-
schaftsteuer. Vorausset-
zung: Die Beteiligung hat 
zu Beginn des Jahres 
mindestens 10 % betra-
gen. Die Rückbezie-
hungsfiktion – ein Beteili-
gungserwerb von min-
destens 10 % gilt als zu 
Beginn des Kalenderjahrs 
erfolgt – führt immer 
wieder zu Diskussionen. 
Aktuell ist auf zwei an-
hängige Verfahren vor 
dem Bundesfinanzhof 
hinzuweisen. Die Vo-
rinstanzen haben hier 
jeweils zugunsten der 
Steuerpflichtigen ent-
schieden. 

§ Die Steuerfreiheit von 
Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeitszuschlägen 
verlangt keine belastende 
Tätigkeit des Arbeitneh-
mers. Demzufolge beur-
teilte der Bundesfinanz-
hof die Fahrten von Profi-
sportlern im Mann-
schaftsbus zu Auswärts-
spielen als begünstigte 
Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit. 

Diese und weitere interes-
sante Informationen finden 
Sie in der Ausgabe für Juni 
2022.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Fritz Schardt 
Vereidigter Buchprüfer  
Steuerberater 
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Beiträge Sozialversicherung  

 

Fälligkeit 11.7.2022 für UStVA, LStAnm 

Scheckzahlungen Der Scheck muss dem FA spätestens 3 Werktage vor dem Fälligkeitstag vorliegen 

Überweisung 14.7.2022 für UStVA, LStAnm 

Beiträge 07/2022 spätestens 27.07.2022 
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Viertes Corona-Steuerhilfegesetz: Bundesrat hat den Maßnahmen zu-
gestimmt 

che Tätigkeit ausschließlich in der 
häuslichen Wohnung ausüben und 
keine außerhalb der häuslichen Woh-
nung belegene Betätigungsstätte aufsu-
chen, 5 EUR abziehen (maximal aber 
600 EUR im Kalenderjahr). 
 
Verlängerte Investitionsfristen 
Für die künftige (Investitionszeitraum 
von drei Jahren) Anschaffung oder 
Herstellung von abnutzbaren bewegli-
chen Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens kann ein Investitionsabzugs-
betrag (IAB) von bis zu 40 % (in nach 
dem 31.12.2019 endenden Wirt-
schaftsjahren: 50 %) der voraussichtli-
chen Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten gewinnmindernd geltend ge-
macht werden. 
Für Fälle, in denen die Frist in 2022 
abläuft, wurde diese nun um ein Jahr 
verlängert. 
Beachten Sie 
Mit dem Gesetz zur Modernisierung 
des Körperschaftsteuerrechts vom 
25.6.2021 wurde der Investitionszeit-
raum bereit s auf  fünf Jahre 
(Bildungsjahr 2017) bzw. auf vier Jah-
re (Bildungsjahr 2018) verlängert. Die 
Übersicht zeigt, welche Fristverlänge-
rungen in Abhängigkeit vom Jahr der 
Bildung gelten:  

 
Praxistipp 
Ist eine Investition auch bis Ende 2023 
nicht realisierbar, dann sollte wegen 
der damit verbundenen rückwirken-
den Verzinsung eine freiwillige Auflö-
sung des IAB in Betracht gezogen wer-
den. 
Auch die Reinvestitionsfristen des § 6b 
Einkommensteuergesetz (EStG) 
„Übertragung stiller Reserven bei der 
Veräußerung bestimmter Anlagegüter“ 

Übersicht 

Jahr der 
Bildung 

Späteste Auflösung 

2017 2023 (sechs Jahre) 

2018 2023 (fünf Jahre) 

2019 2023 (vier Jahre) 

wurden um ein weiteres Jahr verlän-
gert. 
 
Abzinsung von Verbindlichkeiten 
Bisher müssen bilanzierende Unter-
nehmen unverzinsliche Verbindlich-
keiten mit einer Restlaufzeit von min-
destens zwölf Monaten unter Berück-
s i ch t i gung  e i ne s  Z i n s s a t ze s  
von 5,5 % abzinsen.  
Wegen der anhaltenden geänderten 
Marktsituation (u. a. Niedrigzinsphase) 
sind Verbindlichkeiten in nach dem 
31.12.2022 endenden Wirtschaftsjah-
ren nicht mehr abzuzinsen. Auf form-
losen Antrag kann die Abzinsungs-
pflicht aber bereits in vor dem 
1.1.2023 endenden Wirtschaftsjahren 
vorzeitig entfallen, soweit die Veranla-
gungen nicht bestandskräftig sind. 
Beachten Sie 
Die Abzinsungspflicht bei Rückstel-
lungen bleibt indes bestehen. 
 
Erweiterte Verlustverrechnung 
Der Verlustrücktrag wurde ab dem 
Verlustentstehungsjahr 2022 von ei-
nem Jahr auf zwei Jahre erweitert. 
Zudem werden die mit dem Dritten 
Cor ona - S teue r hi l f ege set z au f  
10 Mio. EUR (bzw. auf 20 Mio. EUR 
bei Zusammenveranlagung) angeho-
benen Grenzen beim Verlustrücktrag 
für die Veranlagungszeiträume 2022 
und 2023 beibehalten. 
 
Corona-Bonus für Pflegekräfte 
Nach § 3 Nr. 11b EStG bleiben steuer-
frei: „Zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn vom Arbeitge-
ber in der Zeit vom 18.11.2021 bis 
zum 31.12.2022 an seine Arbeitneh-
mer zur Anerkennung besonderer 
Leistungen während der Corona-Krise 
gewährte Leistungen bis zu einem 
Betrag von 4.500 EUR.“  
Im Vergleich zum Regierungsentwurf 
haben sich insbesondere diese Ände-
rungen ergeben: 
§ Die Voraussetzung der Gewährung 

der Leistungen wegen bundes- 
oder landesrechtlicher Regelungen 

Der Bundesrat hat dem Vierten 
C or ona - S t eue r h i l f ege se t z am 
10.6.2022 zugestimmt. Damit können 
zahlreiche steuerliche Neuerungen 
und Verlängerungen von bereits be-
fristet eingeführten Maßnahmen (z. B. 
degressive Abschreibungen und 
Homeoffice-Pauschale) in Kraft treten. 
 
Degressive Abschreibungen 
Dur ch  d a s  Zw ei t e  Cor ona -
Steuerhilfegesetz vom 29.6.2020 kön-
nen bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, die in 2020 und 
2021 angeschafft oder hergestellt wur-
den, degressiv abgeschrieben werden. 
Dies ist sinnvoll, wenn Abschrei-
bungsvolumen möglichst früh als Auf-
wand genutzt werden soll. Diese Re-
gelung gilt nun auch für Wirtschafts-
güter, die im Jahr 2022 angeschafft 
oder hergestellt werden. Gewährt wird 
eine degressive Abschreibung von 25 
% (höchstens das 2,5-Fache der linea-
ren Abschreibung). 
Beachten Sie 
Nicht im Gesetz enthalten ist die im 
Koalitionsvertrag vereinbarte Investiti-
onsprämie für Klimaschutz und digita-
le Wirtschaftsgüter. Diese sogenannte 
Super-Abschreibung soll es in den 
Jahren 2022 und 2023 ermöglichen, 
einen Anteil der Anschaffungs-/
Herstellungskosten der im jeweiligen 
Jahr angeschafften oder hergestellten 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens, die in besonderer Weise diesen 
Zwecken dienen, vom steuerlichen 
Gewinn abzuziehen. 
 
Kurzarbeitergeld 
Die Förderung der steuerfreien Zu-
schüsse des Arbeitgebers zum Kurzar-
beitergeld wurde um sechs Monate bis 
Ende Juni 2022 verlängert. 
 
Homeoffice-Pauschale 
Die Homeoffice-Pauschale wurde um 
ein Jahr bis zum 31.12.2022 verlän-
gert. Somit können Steuerpflichtige 
auch 2022 für jeden Kalendertag, an 
dem sie ihre betriebliche oder berufli-

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 
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Verlängerte Steuererklärungsfristen 
Für durch Angehörige der steuerbera-
tenden Berufe erstellte Steuererklärun-
gen gelten Fristverlängerungen:  

 

Steuererklä-
rung 

Abgabefrist 

2020 31.8.2022 

2021 31.8.2023 

2022 31.7.2024 

2023 31.5.2025 

2024 30.4.2026 

Für nicht beratene Steuerpflichtige gilt: 

 

 

Steuererklä-
rung 

Abgabefrist 

2021 31.10.2022 

2022 30.9.2023 

2023 31.8.2024 

wurde gestrichen. Somit sind auch 
freiwillige Arbeitgeber-Leistungen 
und Leistungen auf Basis von Tarif-
verträgen begünstigt. 

§ Der Betrag wurde von 3.000 EUR 
auf 4.500 EUR erhöht. 

§ Die begünstigten Einrichtungen 
(nach dem Entwurf insbesondere 
Krankenhäuser und ambulante 
Pflegedienste) wurden erweitert: 
Somit können z. B. auch Dialy-
s e e i n r i c h t u n g e n ,  A r z t - /
Zahnarztpraxen und Rettungs-
dienste profitieren. 

 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

von 35 Cent auf 38 Cent erhöht. Die-
ser Schritt erfolgt nun zwei Jahre eher 
als ursprünglich geplant. 

Beachten Sie | Für die ers-
ten 20 Kilometer beträgt die 
Pauschale unveränder t  
30 Cent pro Entfernungskilo-
meter. 

 
Energiepreispauschale und Kinderbo-
nus 
Zudem erhalten Erwerbstätige, Selbst-
ständige und Gewerbetreibende eine 
einmalige steuerpflichtige Energie-
preispauschale von 300 EUR. Die 
A u s z a h l u n g  e r f o l g t  a b  
September 2022 über die Lohnabrech-

nung des Arbeitgebers.  
Beachten Sie 
Selbstständige erhalten einen Vor-
schuss über eine einmalige Senkung 
i h r e r  E i n k o m m e n s t e u e r -
Vorauszahlung. 
Für jedes Kind, für das Anspruch auf 
Kindergeld besteht, gibt es einen Ein-
m a l b o n u s  v o n  
100 EUR. Die Zahlung erfolgt ab Juli 
2022 und wird auf den Kinderfreibe-
trag angerechnet. 

Steuerentlastungen 2022: Das verabschiedete Gesetz im Überblick 

Um die steigenden Energiepreise ab-
zufedern, hat die Bundesregierung 
steuerliche Entlastungen auf den Weg 
gebracht, denen der Bundesrat am 
20.5.2022 zugestimmt hat. 
Folgende Erleichterungen werden 
rückwirkend ab 1.1.2022 umgesetzt: 
§ Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag 

wird um 200 EUR auf 1.200 EUR 
angehoben. 

§ Der Grundfreibetrag, bis zu dessen 
Höhe keine Einkommensteuer 
gezahlt werden muss, steigt um 
363 EUR von 9.984 EUR auf 
10.347 EUR. 

Die Entfernungspauschale wird ab 
dem 21. Kilometer befristet bis 2026 
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Verbraucherpreisindex (Änderung zum Vorjahreswert) 

 
 

 Verzugszins bei Rechtsgeschäften (§ 288 Abs. 1 und 2 BGB) 

* Überleitungsvorschrift: Der seit dem 29.7.2014 für Handelsgeschäfte geltende Zinssatz von 9 Prozentpunkten über dem 
   Basiszinssatz ist gem. EGBGB Art. 229 § 34 Satz 1 nur auf Schuldverhältnisse anzuwenden, die nach 28.7.2014 entstan- 
   den sind.  

Monat: 04/21 09/21 02/22 03/22 04/22 

BRD gesamt: + 2,0 % + 4,1 % + 5,1 % + 7,3 % + 7,4 % 

Zeitraum Basiszins VerzugszinsVerbraucher VerzugszinsUnternehmer 

1.7. - 28.7.14 - 0,73 % 4,27 % 7,27 % 

29.7. - 31.12.14 - 0,73 % 4,27 % 8,27 %* 

1.1. - 30.6.15 - 0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

1.7. - 31.12.15 - 0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

1.1. - 30.6.16 - 0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

1.7. - 31.12.16 - 0,88 % 4,12 % 8,12 %* 

1.1. - 30.6.17 - 0,88 % 4,12,% 8,12 %* 

1.7. - 31.12.17 - 0,88 % 4,12 % 8,12 %* 

1.1. - 30.6.18 - 0,88 % 4,12 % 8,12 % 

seit 1.7.18 - 0,88 % 4,12% 8,12 % 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

Hinweise 

verhältnis fortbestanden habe und der 
Wille, die Ausbildung baldmöglichst 
fortzusetzen, in mehrfacher Hinsicht 
belegt sei. 
Der Bundesfinanzhof hat das aber 
anders gesehen und hat die Sache zu 
weiteren Sachaufklärung an das Fi-
nanzgericht zurückverwiesen. 
In einer Berufsausbildung befindet 
sich ein Kind dann, wenn es sein Be-
rufsziel noch nicht erreicht hat, sich 
aber ernsthaft und nachhaltig darauf 
vorbereitet. Eine Unterbrechung der 
Ausbildung (z. B. wegen einer Erkran-
kung) ist unschädlich, wenn diese 
vorübergehend ist.  
Beachten Sie  
Wird die Erkrankung aber mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate andauern, kann das Kind 
nicht mehr wegen seiner Ausbildung 
berücksichtigt werden.  

Das Finanzgericht Münster muss nun 
im zweiten Rechtsgang klären, ob die 
sechs Monate übersteigende Erkran-
kungsdauer bereits in den ersten Mo-
naten nach dem Unfall mit hoher 
Wahrscheinlichkeit erwartet wurde. 
Falls zunächst eine schnellere Gene-
sung als möglich erschien, könnte der 
Kindergeldanspruch, so der Bundesfi-
nanzhof, für diesen Zeitraum noch 
wegen des fortbestehenden Ausbil-
dungsverhältnisses begründet sein.  
Für die Monate, in denen eine Berück-
sichtigung wegen Ausbildung auf-
grund des dann mit hoher Wahr-
scheinlichkeit erwarteten und einge-
tretenen langwierigen Heilungsprozes-
ses nicht in Betracht kommt, ist zu 
prüfen, ob das Kind behinderungsbe-
dingt außerstande war, sich selbst zu 
unterhalten und deshalb ein Kinder-
geldanspruch besteht. 

Zum Kindergeld bei langfristiger Erkrankung und fortbestehendem 
Ausbildungsverhältnis 
Kindergeld wegen einer Berufsausbil-
dung ist nicht möglich, wenn Ausbil-
dungsmaßnahmen im Rahmen des 
fortbestehenden Ausbildungsverhält-
nisses wegen einer langfristigen Er-
krankung des Kindes unterbleiben. 
Nach der Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs kann dann aber eine Berück-
sichtigung wegen Behinderung in Be-
tracht kommen. 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte ein junger Erwachse-
ner während seiner Ausbildung einen 
schweren Unfall mit Schädelbasis-
bruch und Schädel-Hirn-Trauma erlit-
ten und nach dem Krankenhausaufent-
halt verschiedene Reha-Maßnahmen 
durchlaufen, von denen die letzte 17 
Monate nach dem Unfall begann. Das 
Finanzgericht Münster sprach Kinder-
geld für die ersten acht Monate nach 
dem Unfall zu, weil das Ausbildungs-
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schutzes isoliert vorgenommen und 
gefördert werden. Darauf hat das Fi-
nanzministerium Schleswig-Holstein 
hingewiesen. 
Wurden solche Maßnahmen in 2020 
durchgeführt, sind sie nur begünstigt, 

wenn sie im Zusammenhang mit der 
Wärmedämmung von Wänden oder 
der Erneuerung bzw. dem erstmaligen 
Einbau von Fenstern und Außentüren 
erfolgten. 

Energetische Sanierung: Steuerermäßigung für sommerlichen Wärme-
schutz 
Für energetische Maßnahmen an ei-
nem zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzten eigenen Gebäude ist eine 
Steuerermäßigung möglich. Ab 2021 
können auch Maßnahmen zur Verbes-
serung des sommerlichen Wärme-

lehnten sowohl das Finanzamt als 
auch das Finanzgericht Münster ab. 
Das Finanzgericht hat die Klage u. a. 
aus folgenden Gründen abgewiesen: 
Die Müllentsorgung und die Schmutz-
wasserableitung sind keine typischen 
hauswirtschaftlichen Arbeiten. Die 
hierfür von der Gemeinde erhobenen 
Abgaben decken gerade nicht die von 
der Steuerpflichtigen auf ihrem Grund-
s tück e rb rachten Le i s t ungen  
(z. B. das Sortieren des Mülls) ab. Es 
handelt sich um Aufgaben, die typi-
scherweise von den Kommunen über-

nommen werden.  
Die Gesamtleistung „Müllentsorgung“ 
ist auch dann nicht als haushaltsnahe 
Dienstleistung zu qualifizieren, wenn 
ein (untergeordneter) Bestandteil im 
Haushalt des Steuerpflichtigen be-
ginnt, der Hauptteil der Dienstleistung 
aber gerade außerhalb des räumlich 
funktionalen Bereichs erbracht wird. 
Gleiches gilt für die Gebühren zur 
Entsorgung des Schmutzwassers. 

Keine haushaltsnahen Dienstleistungen: 
Müllabfuhr und Abwasserentsorgung 
Das Finanzgericht Münster hat ent-
schieden, dass Müllentsorgungs- und 
Abwassergebühren nicht unter die 
Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen fallen. Letztlich ent-
scheiden muss aber der Bundesfinanz-
hof, da die Revision eingelegt wurde. 
Sachverhalt 
Eine Gemeinde erhob Abgaben für die 
Restmüll- und die Komposttonne so-
wie für die Schmutzwasserentsorgung. 
Hierfür begehrte die Steuerpflichtige 
eine Steuerermäßigung für haushalts-
nahe Dienstleistungen. Doch das 

Wohnung nicht zu einkommensteuer-
lich relevanten Einkünften führt.  
Voraussetzung ist jedoch, dass die 
Pauschale nach einer von der zustän-
digen Behörde vorgenommenen Kal-
kulation die durchschnittlichen Unter-

bringungskosten nicht übersteigt. 
Beachten Sie 
Diese Regelung gilt zunächst nur für 
das Jahr 2022. 

Keine Einkünfte bei Entschädigung für Flüchtlingsaufnahme   

Nach Angaben des Finanzministeri-
ums Thüringen haben sich Bund und 
Länder darauf verständigt, dass die 
Zahlung einer Aufwandsentschädi-
gung für die Aufnahme von Geflüchte-
ten aus der Ukraine in der privaten 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

teuer zu einer Ungleichbehandlung. 
Während die Bezieher von Kapitalein-
künften (beispielsweise Zinsen und 
Dividenden) seit 2009 mit einem Son-
dersteuersatz von 25 % abgeltend 
belastet werden, unterliegen die übri-

gen Steuerpflichtigen einem Steuersatz 
von bis zu 45 %. 

Ist die Abgeltungsteuer verfassungswidrig? 

Das Finanzgericht Niedersachsen hält 
die Abgeltungsteuer für verfassungs-
widrig und hat sie dem Bundesverfas-
sungsgericht zur Prüfung vorgelegt. 
Nach Auffassung des Finanzgerichts 
Niedersachsen führt die Abgeltungs-

Kapitalanleger 
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Optionsverschonung eine Befreiung 
zu 100 % gewährt, wenn die Quote 
des Verwaltungsvermögens maximal 
20 % beträgt.  
In Abhängigkeit von der Verscho-
nungsregelung ist innerhalb eines Zeit-
raums von fünf bis sieben Jahren da-
rauf zu achten, dass bestimmte Min-
destlohnsummen nicht unterschritten 
werden.  
Beispiel Regelverschonung: Hier darf 
innerhalb von fünf Jahren nach Erwerb 
von Betriebsvermögen die Summe der 
jährlichen Lohnsummen grundsätzlich 
einen Betrag von 400 % der Aus-
gangslohnsumme nicht unterschreiten, 
wenn es sich um einen Betrieb mit 
mehr als 15 Beschäftigten handelt. Bei 
Betrieben mit mehr als fünf, aber nicht 
mehr als zehn Beschäftigten beträgt 
die Mindestlohnsumme 250 % der 
Ausgangslohnsumme. Bei Betrieben 
mit mehr als zehn, aber nicht mehr als 
15 Beschäftigten gelten 300 %. 
Merke 
Unterschreitet die Summe der jährli-
chen Lohnsummen die Mindestlohn-
summe, vermindert sich der Verscho-
nungsabschlag mit Wirkung für die 
Vergangenheit in demselben prozen-
tualen Umfang, wie die Mindestlohn-
summe unterschritten wird. 
Billigkeitsregelung 
Ist die Unterschreitung der Lohnsum-
me durch die Coronapandemie be-
dingt, kann die Nachversteuerung aus 
Billigkeitsgründen verhindert werden. 

Von der erforderlichen Kausalität kann 
in der Regel ausgegangen werden, 
wenn 
§ 1. vom 1.3.2020 bis 30.6.2022 die 

rechnerisch erforderliche durch-
schnittliche Lohnsumme zur Ein-
haltung der Mindestlohnsumme 
unterschritten wurde, 

§ 2. für diesen Zeitraum an den Be-
trieb Kurzarbeitergeld gezahlt wur-
de und 

§ 3. der Betrieb einer Branche ange-
hört, die von einer verordneten 
Schließung wegen der Coronapan-
demie unmittelbar betroffen war. 

Die Prüfung ist einzelfallbezogen vor-
zunehmen. Die Kriterien müssen 
grundsätzlich kumulativ erfüllt sein 
und es dürfen keine anderen Gründe 
für die Unterschreitung der Mindest-
lohnsumme (z. B. betriebsbedingte 
Kündigung) und für das Kurzarbeiter-
geld vorliegen. Liegen die Umstände 
nicht kumulativ vor, ist zu prüfen, ob 
die Kausalität dennoch vorliegt. So 
kann es z. B. genügen, wenn nur die 
Umstände zu 1. und 3. vorliegen. 
Auch mittelbare Auswirkungen kön-
nen ausreichen (Beispiel: der Betrieb 
war selbst zwar nicht geschlossen, es 
ergeben sich aber Folgewirkungen 
durch die Schließung von Zulieferbe-
trieben). 

E r b s c h a f t - / S c h e n k u n g s t e u e r :  E r l e i c h t e r u n g e n  b e i  
der Lohnsummenregelung wegen Corona 
Unter gewissen Voraussetzungen kann 
Betriebsvermögen bei der Erbschaft- 
bzw. Schenkungsteuer steuerbegüns-
tigt übertragen werden. In der Folge 
müssen dann bestimmte Lohnsummen 
(oder vereinfacht: Arbeitsplätze) erhal-
ten bleiben. Wird gegen die Lohnsum-
menregelung verstoßen, muss der 
ursprünglich begünstigte Erwerb 
(anteilig) nachversteuert werden. Die 
obersten Finanzbehörden der Länder 
haben sich nun auf Billigkeitsmaßnah-
men verständigt, sofern die Mindest-
lohnsumme ausschließlich coronabe-
dingt unterschritten wurde. 
Hintergrund 
Für begünstigtes Vermögen im Sinne 
des § 13b Abs. 2 des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes (vor 
allem Betriebsvermögen) sind (je nach 
Höhe des Erwerbs) verschiedene Be-
günstigungen möglich. In der Regel 
(begünstigtes Vermögen bis 26 Mio. 
EUR) hat der Erwerber die Wahl zwi-
schen zwei Verschonungsmodellen: 
Die Regelverschonung beträgt 85 % 
mit einem zusätzlichen Abzugsbetrag 
von höchstens 150.000 EUR. Der Ab-
zugsbetrag verringert sich, soweit der 
Wert dieses Vermögens insgesamt die 
Wertgrenze von 150.000 EUR über-
steigt, um 50 % des diese Wertgrenze 
übersteigenden Betrags. Bei einem 
begünstigten Vermögen von bis zu 1 
Mio. EUR wird eine vollständige Ver-
schonung erzielt.  
Auf Antrag wird bei der sogenannten 
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kosten aufgrund gestiegener Erdgas
- und Strompreise, 

§ zielgerichtete Eigen- und Hybrid-
kapitalhilfen und 

§ Unterstützung von Energieunter-
nehmen bei bestimmten Liquidi-
tätsengpässen. 

Beachten Sie 
In der aktuellen Situation geht es für 
Unternehmen vor allem darum, kurz-
fristig Liquidität sicherzustellen und 

extreme Erdgas- und Strompreisanstie-
ge in energie- und handelsintensiven 
Branchen unmittelbar zu dämpfen. 
Das KfW-Kreditprogramm und die 
Bürgschaftsprogramme werden zuerst 
starten können, die anderen Instru-
mente folgen danach. 

Maßnahmenpaket für vom Krieg betroffene Unternehmen  

Die Bundesregierung hat ein Maßnah-
menpaket vorgestellt, mit dem Unter-
nehmen unterstützt werden sollen, die 
von den Sanktionen oder dem Kriegs-
geschehen betroffen sind.  
Folgende Maßnahmen sind vorgese-
hen: 
§ KfW-Kreditprogramm, 
§ Bürgschaftsprogramme, 
§ zeitlich befristeter Zuschuss für 

Unternehmen mit hohen Zusatz-
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tet. Laut Mietvertrag musste die GmbH 
die Grundsteuer tragen. Das Finanz-
amt war nun der Ansicht, dass die auf 
die GmbH umgelegte Grundsteuer zu 
der von ihr zu zahlenden Miete gehört 
und deshalb gewerbesteuerlich hinzu-
zurechnen ist.  
Das Finanzgericht Köln sah das anders 
und gab der Klage statt. Doch dem 
folgte der Bundesfinanzhof in der Re-
vision nicht und hob das Urteil der 
Vorinstanz auf. 
Der Bundesfinanzhof legte den gesetz-
lichen Begriff der Miet- und Pachtzin-
sen wirtschaftlich aus. Hierzu gehören 
auch vom Mieter getragene Aufwen-
dungen, die nach dem gesetzestypi-
schen Lastenverteilungssystem eigent-
lich vom Vermieter zu tragen wären, 
aber vertraglich vom Mieter übernom-

men werden. Ein derartiger Fall lag 
hier vor.  
Schuldner der Grundsteuer ist der 
Eigentümer, also der Vermieter. Zivil-
rechtlich kann die Grundsteuer aller-
dings auf den Mieter abgewälzt wer-
den. Sie fließt damit in den Mietzins 
ein, der gewerbesteuerrechtlich zum 
Teil hinzuzurechnen ist.  
Beachten Sie  
Die Hinzurechnung kann also nicht 
dadurch reduziert werden, dass der 
Mieter Kosten übernimmt, die eigent-
lich vom Vermieter zu tragen wären 
und dieser im Gegenzug einen ent-
sprechend geminderten Mietzins ak-
zeptiert.  

Gewerbesteuerliche Hinzurechnung bei auf den Mieter  
umgelegter Grundsteuer 
Grundsteuer, die vom Vermieter ge-
schuldet, aber vertraglich auf den ge-
werbetreibenden Mieter umgelegt 
wird, gehört zur Miete und ist deshalb 
gewerbesteuerlich dem Gewinn zum 
Teil hinzuzurechnen. Dies hat jüngst 
der Bundesfinanzhof entschieden.  
Hintergrund: Für Zwecke der Gewer-
besteuer wird der Gewinn aus Gewer-
bebetrieb durch Hinzurechnungen 
und Kürzungen modifiziert. Hinzuzu-
rechnen ist u. a. ein Achtel der Miet- 
und Pachtzinsen für die Benutzung 
der unbeweglichen Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, soweit die Auf-
wendungen bei der Ermittlung des 
Gewinns abgesetzt worden sind. 
Sachverhalt 
Eine GmbH hatte von ihren Gesell-
schaftern ein Betriebsgebäude gemie-

als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu 
qualifizieren seien, weil bei einer frei-
beruflichen Personen- oder Partner-
schaftsgesellschaft jeder Gesellschafter 
die Merkmale selbstständiger Arbeit in 
eigener Person erfüllen müsse. Nach 
erfolglosem Einspruchsverfahren hat 
das Finanzgericht die Klage der Ärzte 
nun abgewiesen. 
Bei einer Gemeinschaftspraxis muss 
jeder der Gesellschafter (= Arzt) in 
eigener Person die Hauptmerkmale 
des freien Berufs erfüllen, d. h. nicht 
nur über die persönliche Berufsqualifi-
kation verfügen, sondern die freiberuf-
liche Tätigkeit auch tatsächlich entfal-
ten. Dabei muss die Tätigkeit durch 
die unmittelbare, persönliche und 
individuelle Arbeitsleistung des Be-
rufsträgers geprägt sein.  
Diese Tätigkeit kann nicht durch eine 
(besonders intensive) leitende Tätig-
keit ersetzt werden (z. B. Organisation 
des Sach- und Personalbereichs, Ar-
beitsplanung, Aufsicht über Mitarbei-
ter und deren Anleitung). 
Ein Arzt schuldet eine höchstpersönli-
che und individuelle Arbeitsleistung 
am Patienten und muss deshalb einen 
wesentlichen Teil der ärztlichen Leis-
tungen selbst erbringen. Grundsätzlich 

ist zwar eine gewisse Arbeitsteilung 
bzw. „Teamarbeit“ unschädlich. So 
kann der Arzt z. B. in „Routinefällen“ 
die jeweils anstehenden Voruntersu-
chungen bei den Patienten durchfüh-
ren, die Behandlungsmethode festle-
gen und sich die Behandlung 
„problematischer Fälle“ vorbehalten 
bzw. die Erbringung der eigentlichen 
ärztlichen Behandlungsleistung an 
angestellte Ärzte delegieren.  
Beachten Sie 
Erforderlich ist aber, dass sich jeder 
Gesellschafter (= Arzt) kraft seiner 
persönlichen Berufsqualifikation an 
der „Teamarbeit“ im arzttypischen 
Heilbereich beteiligt. 
Im Streitfall war somit die gesamte 
Tätigkeit der Gemeinschaftspraxis als 
gewerblich anzusehen. Denn wenn 
Gesellschafter einer Personengesell-
schaft teilweise freiberuflich und teil-
weise gewerblich tätig sind, so ist ihre 
Tätigkeit nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 Alter-
native 1 Einkommensteuergesetz 
(EStG) insgesamt als gewerblich zu 
qualifizieren. Die Tätigkeit des ge-
werblich tätigen Arztes „infiziert“ die 
Tätigkeit der freiberuflichen Ärzte. 

Arbeitsteilung in Arztpraxis kann zu Einkünften aus Gewerbebetrieb 
führen 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat 
entschieden, dass eine Gemeinschafts-
praxis von Zahnärzten insgesamt als 
Gewerbebetrieb einzustufen (und da-
mit gewerbesteuerpflichtig) ist, wenn 
einer der Ärzte für die Organisation, 
Verwaltung und Leitung der Praxis 
zuständig ist und nur noch in gerin-
gem Umfang eigene zahnärztliche 
Beratungs- und Behandlungsleistun-
gen am Patienten erbringt. Gegen 
diese Entscheidung ist inzwischen die 
Revision anhängig.  
Sachverhalt 
Im Streitfall ging es um eine Partner-
schaftsgesellschaft, in der sich mehre-
re approbierte Zahnärzte zur gemein-
samen Ausübung der zahnärztlichen 
Behandlung von Privat- und Kassenpa-
tienten zusammengeschlossen hatten. 
Im Streitjahr erzielte die Praxis Um-
satzerlöse von rund 3,5 Millionen 
EUR, wovon nur ca. 900 EUR auf ei-
nen der Seniorpartner entfielen, der 
hauptsächlich für die Organisation, 
Verwaltung und Leitung der Praxis 
zuständig war.  
Nach einer Betriebsprüfung vertrat das 
Finanzamt die Auffassung, dass die 
Einkünfte der Gemeinschaftspraxis 
nicht mehr als freiberuflich, sondern 
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ginn des Kalenderjahrs erfolgt.  
Im Saldo sind 95.000 EUR steuerfrei. 
Denn 5 % (= 5.000 EUR) gelten als 
nicht abzugsfähige Betriebsausgaben 
(§ 8b Abs. 5 S. 1 KStG). 
2. Beispiel 
Die A-GmbH erwarb unterjährig von 
drei verschiedenen Veräußerern Antei-
le an der F-GmbH von insgesamt 
18 %. Der Umfang der einzelnen Be-
teiligungserwerbe betrug für sich ge-
nommen jeweils 6 %, also weniger als 
10 %.  
Nach Auffassung der Finanzverwal-
tung scheidet die Anwendung der 
Rückbeziehungsfiktion wegen des 
mehraktigen unterjährigen Erwerbs der 
Anteile aus. Die Regelung ist nicht 
anzuwenden, da nicht in einem Er-
werbsvorgang mindestens 10 % er-
worben wurden. 
Das Finanzgericht Hessen vertritt hier 
eine andere Ansicht. Danach tritt die 
Rechtsfolge des § 8b Abs. 4 S. 6 KStG 
bereits dann ein, wenn zu irgendei-
nem Zeitpunkt im Laufe des Kalender-
jahrs eine Beteiligungshöhe von min-
destens 10 % erreicht wurde. Der 
Gesetzeswortlaut ist so auszulegen, 
dass die 10 %-ige Beteiligungsschwel-
le auch durch mehrere unterjährige 
Erwerbsvorgänge erreicht werden 
kann. 
3. Beispiel 
Die A-GmbH erwarb am 25.2.2021 
mit einer notariellen Urkunde drei 

G e s c h ä f t s a n t e i l e  a n  d e r  
G-GmbH in Höhe von 3,27 %, 
3,27 % und 3,46 % (insgesamt 10 %). 
Mit einer weiteren Urkunde vom sel-
ben Tag wurden drei weitere Anteile 
(jeweils 25 %) erworben. 
Die Finanzverwaltung beurteilt die 
erworbenen Geschäftsanteile getrennt, 
sodass die Rückbeziehungsfiktion 
wegen Nichterreichens der 10 %-
Grenze insoweit nicht anwendbar ist, 
als die Dividende auf die drei Ge-
schäftsanteile zu 3,27 %, 3,27 % und 
3,46 % entfällt. Daher ist die Aus-
schüttung insoweit, d. h. zu 10/85 
steuerpflichtig. 
In einem gleichgelagerten Fall hat das 
Finanzgericht Sachsen jüngst anders 
entschieden: Die Gewinnausschüttung 
ist nicht nur zu 10/85, sondern voll-
ständig (mit Ausnahme der 5 % nach  
§ 8b Abs. 5 S. 1 KStG) steuerfrei zu 
stellen. Der Erwerb der Anteile von 
jeweils 25 % ist auf den Beginn des 
Kalenderjahrs zu beziehen. Der Er-
werb von weiteren Geschäftsanteilen 
stockt die Schachtelbeteiligung an 
dieser Gesellschaft weiter auf. 
Beachten Sie  
Gegen beide Urteile ist die Revision 
anhängig. Bis zu einer Entscheidung 
sollten Steuerpflichtige in geeigneten 
Fällen (unter Hinweis auf das jeweils 
anhängige Verfahren) Einspruch einle-
gen. 

Körperschaftsteuerpflicht bei Streubesitzanteilen: Anhängige Verfah-
ren beobachten! 
Nach § 8b Abs. 1 Körperschaftsteuer-
gesetz (KStG) bleiben Bezüge 
(insbesondere Gewinnausschüttun-
gen), die eine Kapitalgesellschaft aus 
Beteiligungen an einer anderen Kapi-
talgesellschaft erzielt, bei der Ermitt-
lung des Einkommens grundsätzlich 
außer Ansatz. Nach § 8b Abs. 4 KStG 
sind Gewinnausschüttungen aber nur 
dann körperschaftsteuerfrei, wenn die 
Beteiligung zu Beginn des Jahres min-
destens 10 % betragen hat. Diese Re-
gelung bzw. die Rückbeziehungsfikti-
on (der Erwerb einer Beteiligung von 
mindestens 10 % gilt als zu Beginn 
des Kalenderjahrs erfolgt) führt immer 
wieder zu Diskussionen. Aktuell ist 
auf zwei anhängige Verfahren vor 
dem Bundesfinanzhof hinzuweisen. 
Ausgangsbeispiel 
Zum 1.3.2021 hat die A-GmbH 15 % 
der Anteile an der C-GmbH erworben. 
Z u v o r  w a r  d i e 
A-GmbH nicht an der C-GmbH betei-
ligt. Zum 15.5.2021 hat die C-GmbH 
eine Ausschüttung beschlossen (auf 
die A-GmbH entfallen 100.000 EUR). 
Grundsätzlich wäre eine Steuerbefrei-
ung nicht möglich, da eine Mindestbe-
teiligungsquote von 10 % zu Beginn 
des Kalenderjahrs vorausgesetzt wird. 
Durch die Rückbeziehungsfiktion 
(§ 8b Abs. 4 S. 6 KStG) ist eine Steuer-
freistellung aber dennoch möglich. 
Denn der Erwerb einer Beteiligung 
von mindestens 10 % gilt als zu Be-

Kapitalgesellschaften 
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bei eingeschränkter Betreuung wegen 
der Coronapandemie beansprucht 
werden. 
Nach der Verwaltungsauffassung gilt:  
§ Die Pauschale kann auch für Zei-

ten abgezogen werden, in denen 
die Kindertagespflegeperson durch 
behördliche Auflagen verhindert 
ist, die vereinbarten Betreuungszei-

ten zu absolvieren, wenn 
§ Betreuungsgelder oder sonstige 

Ausgleichs-/ Entschädigungszah-
lungen für diese Zeit gezahlt wer-
den und als Betriebseinnahme zu 
erfassen sind. 

Tagesmütter: Betriebsausgabenpauschale trotz Lockdowns 

Selbstständige Tagesmütter und -väter 
dürfen für jedes Kind, das sie be-
treuen, entweder die tatsächlichen 
Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der Betreuung als Betriebsausga-
ben abziehen oder es wird eine Be-
triebsausgabenpauschale je Kind im 
Monat abgezogen. Der Abzug der 
Betriebsausgabenpauschale kann auch 
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Mannschaftsbus keine steuerfreien 
Zuschläge geleistet werden können. 
Das Finanzgericht Düsseldorf und der 
Bundesfinanzhof sahen das allerdings 
anders. 
Nach § 3b Abs. 1 EStG sind Zuschlä-
ge, die für tatsächlich geleistete Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit ne-
ben dem Grundlohn gezahlt werden, 
einkommensteuerfrei, soweit sie be-
stimmte Prozentsätze des Grundlohns 
nicht übersteigen. Für die Inanspruch-
nahme genügt es, wenn  
§ der Arbeitnehmer – wie im Streit-

fall – zu den in § 3b EStG genann-
ten Zeiten im Interesse seines Ar-
beitgebers tatsächlich tätig wird, 

§ für diese Tätigkeit ein Vergütungs-
anspruch besteht und 

noch zusätzlich Zuschläge gewährt 
werden. 
Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs ist es unerheblich, ob sich die 
Reisezeiten im Mannschaftsbus als 

individuell belastende Tätigkeit dar-
stellen.  
Beachten Sie 
Erforderlich und ausreichend ist, dass 
eine mit einem Grundlohn vergütete 
Tätigkeit – hier die gesamte und damit 
auch die passive Fahrtätigkeit – zu den 
nach § 3b EStG begünstigten Zeiten 
tatsächlich ausgeübt wird. 
Merke 
Die von der GmbH steuerfrei gezahl-
ten Zuschläge überstiegen auch nicht 
d i e  n a c h  
§ 3b EStG höchstens steuerfrei an-
wendbaren Prozentsätze. Denn wird 
der Stundenlohn für die Berechnung 
der Steuerbefreiung mit höchstens 50 
EUR angesetzt, steht es der Steuerfrei-
heit nicht entgegen, wenn der Stun-
denlohn tatsächlich 50 EUR über-
schreitet.  

Steuerfreie Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeitszuschläge  
auch für Reisezeiten 
Die in § 3b Einkommensteuergesetz 
(EStG) geregelte Steuerfreiheit von 
Sonntags-, Feiertags- oder Nachtar-
beitszuschlägen verlangt keine konkret 
(individuell) belastende Tätigkeit des 
Arbeitnehmers. Demzufolge beurteilte 
der Bundesfinanzhof die Fahrten von 
Profisportlern im Mannschaftsbus zu 
Auswärtsspielen als begünstigte Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit.  
Sachverhalt 
Eine GmbH nahm in den Streitjahren 
mit einer Mannschaft am Spielbetrieb 
einer deutschen Profiliga teil. Die bei 
ihr angestellten Spieler und Betreuer 
waren verpflichtet, zu Auswärtsspielen 
im Mannschaftsbus anzureisen. Erfolg-
te die Anreise an Sonn- oder Feierta-
gen oder in der Nacht, dann erhielten 
Spieler und Betreuer hierfür neben 
ihrem Grundgehalt steuerfreie Zu-
schläge.  
Das Finanzamt war der Auffassung, 
dass für den bloßen Zeitaufwand im 

ser Nachzahlungen mit einem ermä-
ßigten Steuersatz vor.  
Beachten Sie 
Voraussetzung ist jedoch, dass sich 
die Nachzahlung auf die Vergütung 
für eine Tätigkeit bezieht, die sich 
über mindestens zwei Veranlagungs-
zeiträume erstreckt und einen Zeit-
raum von mehr als zwölf Monaten 
umfasst. 
Sachverhalt 
Ein Arbeitnehmer hatte in den Jahren 
2013 bis 2015 insgesamt ca. 330 
Überstunden geleistet. Wegen einer 
längeren Erkrankung schloss er mit 
seinem Arbeitgeber in 2016 einen 
Aufhebungsvertrag. Dieser sah u. a. 
vor, dass die Überstunden mit 6.000 
EUR vergütet werden sollen. Das Fi-
nanzamt unterwarf die Überstunden-

vergütung dem normalen Einkommen-
steuertarif – jedoch zu Unrecht, wie 
das Finanzgericht Münster und der 
Bundesfinanzhof entschieden.   
Der Bundesfinanzhof stellte in seiner 
Entscheidung heraus, dass die Tarifer-
mäßigung nicht nur auf die Nachzah-
lung von Festlohnbestandteilen, son-
dern auch auf Nachzahlungen von 
variablen Lohnbestandteilen (hier in 
Form der Überstundenvergütungen) 
Anwendung findet. In beiden Fällen ist 
es danach allein entscheidend, ob die 
nachgezahlte Vergütung für einen 
Zeitraum von mehr als zwölf Monaten 
veranlagungszeitraumübergreifend 
geleistet worden ist. 

Für zusammengeballte Überstundenvergütungen gibt es  
eine Steuerermäßigung 
Erfreuliche Nachrichten kommen vom 
Bundesfinanzhof. Danach sind nach-
gezahlte Überstundenvergütungen, die 
für einen Zeitraum von mehr als zwölf 
Monaten veranlagungszeitraumüber-
greifend geleistet werden, mit einem 
ermäßigten Steuersatz zu besteuern. 
Hintergrund 
Mit steigendem Einkommen erhöht 
sich die Einkommensteuer progressiv. 
Werden Vergütungen für eine mehr-
jährige Tätigkeit nicht laufend, son-
dern in einer Summe ausgezahlt, führt 
der Progressionseffekt zu einer vom 
Gesetzgeber nicht gewollten Steuer
(mehr)belastung. Um die progressive 
Wirkung des Einkommensteuertarifs 
bei dem zusammengeballten Zufluss 
von Lohnnachzahlungen zu mildern, 
sieht das Gesetz die Besteuerung die-

Arbeitnehmer 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 



Seite 10 Recht 
 

Kündigung einer Hauswirtschafterin durch nur 
einen Ehepartner 

Recht 

Von Dr. Jan Blitz, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Das Bundesarbeitsgericht hat insoweit 
entschieden, dass es keine Regel der-
gestalt gibt, dass immer beide Ehepart-
ner Arbeitgeber sind, auch wenn eine 
Hauswirtschafterin für beide Ehegatten 
in der gemeinsamen Ehewohnung 
tätig ist. Die Frage, wer Arbeitgeber ist 
und zwischen wem der Arbeitsvertrag 
geschlossen wurde, ist nach Auffas-
sung des Bundesarbeitsgerichts durch 
Auslegung zu ermitteln. In dem vom 
Bundesarbeitsgericht zu entscheiden-
den Fall war insoweit maßgeblich, 
dass der ursprüngliche Aushang, auf 
den sich die Hauswirtschafterin ge-
meldet hat, allein von der Ehefrau 
erstellt wurde, an dem daraufhin 
durchgeführten persönlichen Treffen, 
das zur Arbeitsaufnahme der Haus-
wirtschafterin führte, nur die Ehefrau 
teilgenommen hatte und auch in den 
von der Hauswirtschafterin unter-
zeichneten Meldungen an die Mi-
nijobzentrale der Knappschaft jeweils 
nur die Ehefrau als einige Arbeitgebe-
rin aufgeführt war. Nicht entscheidend 
war der Umstand, dass die Hauswirt-
schafterin im Haushalt beider Ehegat-
ten tätig war. Dieser Umstand begrün-
det für sich genommen keine Arbeit-
geberstellung beider Ehegatten. Denn 
allein der Umstand, dass ein Dritter 
persönliche Vorteile aus einem ander-
weitig bestehenden Arbeitsverhältnis 

zieht, begründet keine konkludente 
Vereinbarung, dass dieser in Rechte 
und Pflichten dieses Arbeitsverhältnis-
ses eintritt. Nach Auffassung des Bun-
desarbeitsgerichts spricht nichts dafür, 
dass ein von einem Ehegatten mit ei-
nem Arbeitnehmer in Bezug auf den 
eigenen Haushalt der Eheleute be-
gründetes Arbeitsverhältnis stets den 
anderen Ehegatten als Arbeitgeber mit 
verpflichten soll.  
 
Damit war die allein von der Ehefrau 
unterschriebene Kündigung formwirk-
sam und wahrte das Schriftformgebot 
nach § 623 BGB mit der Folge, dass 
die Kündigungsschutzklage der Haus-
wirtschafterin als unbegründet abge-
wiesen wurde.  
 
 
Rechtsanwalt Dr. Jan Blitz 
-Fachanwalt für Arbeitsrecht- 

Mit Urteil vom 18.11.2021 (Az. 2 AZR 
229/21) hat sich das Bundesarbeitsge-
richt mit der praxisrelevanten Frage 
beschäftigt, ob ein Ehepaar, für das 
eine Hauswirtschafterin tätig war, stets 
beide Arbeitgeber der Hauswirtschaf-
terin sind mit der Folge, dass eine 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
stets von beiden Ehegatten unter-
schrieben sein muss.  
 
In dem vom Bundesarbeitsgericht zu 
entscheidenden Fall arbeitete die Klä-
gerin seit Januar 2014 im privaten 
Haushalt der beklagten Eheleute im 
Umfang von acht Stunden pro Woche. 
Ein schriftlicher Arbeitsvertrag wurde 
nicht geschlossen. Nach einigen Jah-
ren der Zusammenarbeit wurde so-
dann das Arbeitsverhältnis durch eine 
schriftliche Kündigung ordentlich ge-
kündigt, wobei das Kündigungsschrei-
ben lediglich von der Ehefrau unter-
schrieben war. Es stellte sich sodann 
vor Gericht die Frage, ob diese Kündi-
gung die nach § 623 BGB erforderli-
che Schriftform wahrte, da nur die 
Ehefrau die Kündigung unterschrieben 
hatte, nicht jedoch zusätzlich auch 
der Ehemann. Es war mithin die streit-
entscheidende Frage zu klären, ob die 
Hauswirtschafterin nur in einem Ar-
beitsverhältnis zur Ehefrau stand oder 
aber zu beiden Ehegatten.  

Wir weisen darauf hin, dass die Informationen weder eine rechtliche, betriebswirtschaftliche, steuerliche noch eine 
sonstige fachliche Auskunft oder Empfehlung darstellen. Die Darstellungen können eine individuelle einzelfall-
bezogene Beratung nicht ersetzen. Die Zeitschrift wurde mit der gebotenen Sorgfalt bearbeitet. Eine Gewähr für 
Aktualität, Richtigkeit oder Vollständigkeit wird nicht übernommen. 

Stand der Informationen: Juni 2022 


